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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

In den letzten Jahren gab es einige Vorstösse, mit denen Parlamentsmitglieder etwas
gegen die wachsende Geschäftslast im Parlament unternehmen wollten. Freilich
blieben diese Anliegen stets ohne Erfolg. Einen neuen Ansatz in dieser Sache verfolgte
Matthias Jauslin (fdp, AG): Der FDP-Nationalrat wollte mit seiner parlamentarischen
Initiative «Guillotine-Klausel bei hängigen Vorstössen verhindern!» dafür sorgen, dass
das Parlament dank Optimierungen zukünftig mehr Vorstösse behandelt. Der Aargauer
Nationalrat stiess sich an Art. 119 Absatz 5 des Parlamentsgesetzes, der vorsieht, dass
innert zwei Jahren unbehandelte Vorstösse automatisch abgeschrieben werden. Diese
unbehandelten Abschreibungen könnten insbesondere im Nationalrat durch
verschiedene Massnahmen reduziert werden, etwa durch eine Verkürzung der
Beratungszeiten, durch die Behandlung gewisser Vorstösse in einem schriftlichen
Verfahren, durch einen Verzicht auf Debatten, durch eine Priorisierung von Vorstössen
zu wichtigen Themen, in denen eine hohe Zahl von Vorstössen auf die Behandlung
wartet, oder durch die Abkürzung von Beratungen zu parlamentarischen Initiativen, bei
der sich eine Kommission gegen Folgegeben ausgesprochen hatte. Um die
Geschäftslast dennoch zu begrenzen, schlug Jauslin darüber hinaus vor, die Zahl der
Vorstösse, die ein Ratsmitglied pro Session einreichen darf, zu begrenzen.
Mit 18 zu 6 Stimmen wollte die SPK-NR den Auftrag zur Prüfung von
Optimierungsmöglichkeiten allerdings nicht entgegennehmen und empfahl
entsprechend, der Initiative keine Folge zu geben. Sie teile zwar die Meinung des
Initianten, dass das zentrale Recht der Parlamentsmitglieder, mittels Vorstössen den
Auftrag ihrer Wählerinnen und Wähler umzusetzen, durch die Guillotine-Klausel
beschnitten werde, die von Jauslin vorgeschlagenen Massnahmen seien jedoch nicht
zielführend. So seien zwischen 2008 und 2022 jedes Jahr durchschnittlich 1.7 Motionen
pro Ratsmitglied eingereicht worden. Eine Optimierung könne lediglich mit einer
Senkung dieser Zahl erreicht werden, was einer Begrenzung auf eine Motion pro Jahr
und Ratsmitglied und damit einer gravierenden Einschränkung der parlamentarischen
Rechte gleichkäme. Zudem würde mit einer Verschriftlichung der Beratungen eine
ebenfalls ungewollte Einschränkung der wichtigen politischen Debatte in Kauf
genommen. Das diskussionslose Überweisen zahlreicher Motionen an den Zweitrat wäre
nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ eine Überforderung des Letzteren, weil
dieser keine Anhaltspunkte habe, mit welchen Argumenten der Erstrat eine Motion
annehmen oder einer parlamentarische Initiative Folge geben wolle. 
In ihrem Bericht versprach die SPK-NR allerdings, sich des Problems der Guillotine-
Klausel anzunehmen. Sie wolle verschiedene Vorschläge prüfen und allenfalls eine
Kommissionsinitiative dazu einreichen. So könnte etwa über Motionen und Postulate,
die nach zwei Jahren nach wie vor unbehandelt sind, ohne Debatte abgestimmt
werden, thematisch ähnliche Vorstösse könnten gebündelt und ohne Rederecht der
Urheberinnen und Urheber behandelt werden. Auch könnte geprüft werden, ob hängige
Motionen in Anträge in einem Bundesratsgeschäft umformuliert werden könnten, es
könnten vermehrt Sondersessionen zur Behandlung von Vorstössen genutzt werden
oder man könnte den Kommissionen die Möglichkeit geben, von der Guillotine-Klausel
bedrohte Motionen und Postulate als Kommissionsvorstösse neu einzureichen. 
Der Nationalrat wird in der Sommersession 2023 über den Antrag der SPK-NR
entscheiden. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.04.2023
MARC BÜHLMANN

Er verstehe und begrüsse, dass die SPK-NR selber eine parlamentarische Initiative
einreichen wolle, um dem Problem der Abschreibung zahlreicher Vorstösse aufgrund
des Mangels an Beratungszeit Herr zu werden, ergriff Matthias Jauslin (fdp, AG) in der
Sommersession 2023 das Wort, um seine eigene parlamentarische Initiative zu
bewerben, mit der er die «Guillotine-Klausel» bei hängigen Vorstössen abschaffen
wollte. Eine grosse Zahl eingereichter Motionen und Postulate werde nämlich gar nicht
behandelt, weil sie nach zwei Jahren abgeschrieben, also eben dieser Guillotine-Klausel
zum Opfer fallen würden. Er sei selber Mitglied der SPK-NR gewesen und wisse, dass
dieses Problem zwar schon lange diskutiert werde, bisher aber nichts geschehen sei.
Deshalb wolle er dem Nationalrat seine eigene parlamentarische Initiative schmackhaft
machen, damit in der Folge Lösungen für diese Probleme diskutiert werden könnten. Er

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2023
MARC BÜHLMANN
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befürchte, dass das Anliegen «in der nächsten Amtsperiode» wieder in Vergessenheit
gerate, wenn man es nicht «fest einbuche». 
Mit 135 zu 44 Stimmen (11 Enthaltungen) teilte die Mehrheit des Nationalrats diese
Befürchtung allerdings nicht und gab der parlamentarischen Initiative Jauslin keine
Folge. Einzig eine grosse Mehrheit der Fraktion des Initianten (26 Stimmen), die
geschlossen stimmende GLP-Fraktion (13) und einzelne Mitglieder der Fraktionen der SP
(3), der Mitte-EVP (1) und der Grünen (1) sprachen sich für Folgegeben aus. 2

1) Bericht SPK-NR vom 20.4.23; Medienmitteilung SPK-NR vom 17.2.23
2) AB NR, 2023, S. 1112 f.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK


